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Begrüßung
Herr Preißler begrüßt die Teilnehmenden. Er gibt einen kurzen Rückblick zum Ablauf und zur
Statistik des Potsdamer Bürgerhaushalts 2013/14.

Auswertung und Diskussion Bürgerhaushalt 2013/14
Herr Preißler erläutert kurz das für die Sitzung geplante Vorgehen und schlägt - aufgrund
der geringen Teilnehmerzahl - vor, stattdessen eine direkte Diskussion der verschiedenen
Themen vorzunehmen. Er erinnert an die im Vorfeld zum Treffen versandten Fragebögen
und benennt das heutige Ziel, über die Hinweise zu den Themen Öffentlichkeitsarbeit, Arbeit
im Projekt- und Redaktionsteam, Veranstaltungen, Vorschlagssammlung, Abstimmung, Ent­
scheidung der SW und Rechenschaft zu diskutieren und Handlungsempfehlungen für kom­
mende Jahre zu unterbreiten.

Arbeit im Projektteam
Zunächst wird die Frage eines geeigneten Verfahrens zur Benennung von Projektteam­
vertretern diskutiert. Herr Daenzer bemerkt, dass nach es Rückmeldung der Bürgervertreter
eher persönliche Gründe für die unregelmäßige Teilnahme an den Sitzungen gab und we­
niger die Arbeitsinhalte oder der Zeitaufwand als Grund benannt wurden. Es stelle sich trotz­
dem die Frage, ob das Losverfahren geeignet sei. Herr Domnick vermutet, dass eventuell die
Resignation über die fehlende Umsetzung von Vorschlägen ein Grund sein könnte. Herr
Schubert ergänzt, dass der permanente Prozess auch zu einer Art "Verschleiß" des Interes­
ses der Bürgerschaft führe und wirft die Frage auf, inwieweit diese permanente Evaluation im
Projektteam tatsächlich nötig sei.
Aus Sicht von Frau Woiwode ist das stetige Zusammenkommen des Projektteams wichtig,
um bei allen Beteiligten für Akzeptanz und allgemeine Transparenz zu sorgen. Herr Preißler
könnte sich vorstellen, mittels einer Reduzierung der über das Jahr verteilten Termine eine
regelmäßigere Teilnahme der Bürgerschaft zu erreichen. Herr Groß berichtet von seinen
Erfahrungen in der Projektleamarbeit. Insbesondere die erste Sitzung und die dort vorgestell­
ten Erläuterungen zum Kommunalhaushalt ermöglichten aus seiner Sicht ein gutes Ver­
ständnis für die Materie, die Aufgaben einer Stadtverwaltung und die Wirkung von politischen
Entscheidungen. Nach seiner Meinung sollte die Öffentlichkeit stärker über die Möglichkeit
der Mitarbeit im Projektleam informiert werden. Er ergänzt, dass ein zahlenmäßighöherer
Anteil von Bürgervertretern auch eine regelmäßigere Teilnahme nach sich ziehen könnte.
Nach weiterer Diskussion wird die Erhöhung derZahl der Bürgervertreter im Projektteam
empfohlen.

Arbeit im Redaktionsteam
Herr Preißler erläutert die Arbeit des Redaktionsteams. Hier waren im Vergleich der Vor­
jahre mehr Bürgerinnen und Bürger vertreten und es entwickelte sich eine intensive
Diskussion. Die Teilnehmenden unterstützen diese Ansicht und befürworten eine ähnliche
Vorgehensweise für die Folgejahre.

Frau Heigl erläutert, dass nach Auskunft von Bürgern, die nicht an Redaktionsteamsitzungen
teilgenommen hatten, die Nachvollziehbarkeit und Gründe für Aussortierung bemängelt
wurde. Herr Daenzer ergänzt, dass auch die Projektleitung einige ähnliche Feedbacks erhal-
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ten hat. Seine Empfehlung lautet, Vorschlageinbringer direkt nach der ersten Sitzung des
Redaktionsteams per Email oder telefonisch über den Zwischenstand zu informieren und
ggf. eine Art "Widerspruchsmöglichkeit" zur Klärung des Sachverhalts einzuräumen. Herr
Domnick ergänzt, dass der Zeitraum der Redaktionsteamsitzungen dafür verlängert werden
könnte. Somit wären auch notwendige Rücksprachen möglich. Von Vertretern der Verwal­
tung wird ferner darauf verwiesen, dass die Verwaltung an Recht und Gesetz gebunden ist.
Eine Bürgerbeteiligung bspw. zu Fragen der StVO, habe - auch trotz Widerspruchsmöglich­
keit der Bürgerschaft - wenig Sinn. Die Empfehlung zur Zwischenrücksprache mit Vorschla­
geinbringern wird von den Teilnehmenden befürwortet.

Öffentlichkeitsarbeit
Herr Daenzer benennt die offene Frage der Rückseitenbedruckung von Parkscheinen.
Hierzu gab es innerhalb des Projektteams Anregungen, die aufgrund hoher Kosten nicht
umgesetzt werden konnten. Er empfiehlt, diese Art von Werbung im Rahmen kommender
Bürgerhaushalte, wenn möglich zu berücksichtigen. Hierzu vertritt Frau Heigl die Ansicht,
dass eher Touristen Parkscheine lösen. Die Frage der angesprochenen Zielgruppe erschei­
ne ihr bei diesem Werbemedium fraglich.

Im Weiteren schlägt Frau Heigl die stärkere Einbeziehung von Schulen vor, um eine höhe­
re Beteiligung der Altersgruppe "Ü14" zu erzielen. Herr Daenzer erläutert, dass es im Rah­
men des Bürgerhaushalts 2013/14 zwar Anfragen von Schulen gab und Informationsmaterial
an interessierte Klassen versendet wurde. Aus personellen Gründen sei es der Projektleitung
jedoch nicht möglich gewesen, selbst den Kontakt zu Schulleitungen zu suchen. Entspre­
chend der Anregung von Frau Heigl wird für zukünftige Verfahren empfohlen, Informations­
veranstaltungen für interessierte Politiklehrer anzubieten und auf diesem Weg stärker für
die Jugendbeteiligung zu werben.

Nach Auskunft von Herrn Daenzer wurde während der Durchführung des Bürgerhaushalts
2013/14 weiterhin der folgende Verbesserungsvorschlag an die Projektleitung gerichtet. Sei­
tens der Teilnehmenden gibt es dazu keinen Widerspruch:
• Telefonnummer auf Postwurfflyer vermerken, damit Material bestellt werden kann

(Flyer nicht nur mit Hinweis auf Onlinebeteiligungsforum versehen)

Bürgerveranstaltungen
Nach Auskunft von Herrn Daenzer wurden zu diesem Thema folgende Verbesserungsvor­
schläge an die Projektleitung gerichtet:
• Zusammenlegung von thematischen Veranstaltungen, die besser und schlechter

besucht sind, um ggf. Aufwand zu reduzieren
• wenn thematische Untergliederung weitergeführt wird, dann sollten nicht alle Veranstal­

tungen in einer Woche stattfinden
• Präsentation weniger textlastig gestalten
• Hinweis zur Abschlussveranstaltung: Vorstellung der Zwischenergebnisse vermeiden,

da diese die Votierung während der Veranstaltung (Pause) beeinflusst

Vorschlagssammlung
Herr Daenzer erläutert, dass die überarbeitete Abfrage der Vorschlagssammlung im Internet
(jeweils einzelne Abfrage von Verbesserungs- und Konsolidierungsvorschlägen), zu
einem höheren Anteil an Bürgerideen zur Haushaltssicherung geführt habe. Diese Vorge­
hensweise sollte fortgeführt werden.

Nach Auffassung von Herrn Lindt und anderen Verwaltungsmitarbeitern habe die erstmals
regelmäßig eingesetzte verwaltungsinterne Arbeitsgruppe zur Vorschlagssichtung und
Fachbereichszuordnung den internen Überblick deutlich verbessert. Dieser Ansatz sollte
auch zukünftig genutzt werden. Herr Daenzer verweist in diesem Zusammenhang darauf,
dass die "fleißige Arbeit" der Verwaltung bei der Beantwortung von Bürgerideen von
Vorschlageinbringern gelobt wurde.
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Herr Daenzer trägt eine Anregung vor, die der Projektleitung im Rahmen der Onlinevor­
schlagssammlung unterbreitet wurde. Demnach solle die Vorschlagssammlung über das
gesamte Jahr erweitert werden. Die Teilnehmenden stehen dieser Anregung skeptisch ge­
genüber. Frau Woiwode stellt die Frage, ob dadurch tatsächlich mehr und bessere Vorschlä­
ge eingereicht würden. Daneben ergänzt Herr Lindt, dass ebenfalls die Öffentlichkeitsarbeit
entsprechend angepasst werden müsste. Fraglich erscheine desweiteren, ob das Ziel des
Bürgerhaushalts - die politische Diskussion der Bürgerideen im Rahmen der Haushaltsde­
batte - so besser erreicht würde. Es stelle sich die Frage, wie damit umzugehen sei, dass
Vorschlageinbringer dann unter Umständen sehr lange auf eine Entscheidung zu ihrer Anre­
gung warten müssten. Daneben hätte sich das Anliegen manches Vorschlags zu einem spä­
teren Zeitpunkt ggf. bereits erledigt. Als schon vorhandene unterjährige Möglichkeit wird auf
das Service-Portal "Märker Potsdam" verwiesen. Nach weiterer Diskussion der Vor- und
Nachteile wird deutlich, dass die bisherige etwa zweimonatige Frist zu Vorschlagseinga­
be ausreichend sowie gut angenommen sei und auch für die Folgejahre empfohlen ist.

Nach Auskunft von Herrn Daenzer wurde während der Durchführung des Bürgerhaushalts
2013/14 weiterhin folgender Verbesserungsvorschlag an die Projektleitung gerichtet. Seitens
der Teilnehmenden gibt es dazu keinen Widerspruch:
• Übersichtlichkeit der Vorschläge im Internet verbessern (mittels Schlagwortfunktion

ergänzend zur Suchbox und Geoverortung) mit dem Ziel der Vermeidung von Mehrfach­
eingaben ähnlicher Bürgerideen

Abstimmungsrunden
Zunächst wird die Frage der Kategorisierung der Bürgerideen im Rahmen der Votierung
thematisiert. Obwohl das Verfahren etwas komplizierter sei, ist der neue Ansatz gut ange­
nommen worden. Nach Ansicht von Herrn Preißler sei insbesondere der pädagogisch­
erläuternde Ansatz einer Unterteilung entsprechend der Haushaltsstruktur hilfreich für das
Verständnis von Haushaltsfragen gewesen. Die Unterteilung laut Haushaltsstruktur auch
zukünftig zu nutzen, wird von einem Großteil der Teilnehmenden befürwortet. Eine weiter­
gehende Kategorisierung der Bürgerideen wird nicht empfohlen, da dies zu sehr ins
Detail gehe. Beispielsweise sei im Bereich .Haushaltsslcherunq" eine zusätzliche Unter­
scheidung zwischen Vorschlägen, die scheinbar kostenlos realisierbar wären (Erhöhung
Hundesteuer) und denen, die höhere finanzielle Ausgaben bedingen (Umstellung auf LED)
zu detailliert. Darauf sollte in den Einschätzungen der Verwaltung eingegangen werden.

Nach Auskunft von Herrn Daenzer wurde an die Projektleitung die Bürgeranfrage herange­
tragen, warum Vorschläge, die laut Einschätzung der Landeshauptstadt als "Bereits in
Umsetzung" oder "Nicht realisierbar" vermerkt wurden, überhaupt zur Votierung zuge­
lassen würden. Nach kurzer Diskussion wird deutlich, dass die Teilnehmenden der Aussor­
tierung aus den vorgeschlagenen Gründen skeptisch gegenüber stehen, weil es sich um
eine inhaltliche Bewertung handeln würde. Der Fokus sollte demnach weiterhin auf der
vorhandenen Steuerbarkeit einer Vorschlagsumsetzung durch die Stadtverwaltung
liegen.

Herr Daenzer stellt eine weitere an die Projektleitung formulierte Bürgernachfrage zu den
Teilnahmebedingungen im Rahmen der Votierung zur Diskussion. Demnach seien Anwohner
des Umlandes interessiert, an der Abstimmung des Potsdamer Bürgerhaushalts teilzuneh­
men, wenn sie auch von den Vorschlägen betroffen sind. Beispielhaft nennt Herr Daenzer
den konkreten Fall, dass Kinder eines Anwohners aus dem Umland eine Potsdamer Schule
besuchen. Nach kurzer Diskussion wird hinterfragt, wie eine Kontrolle der Betroffenheit dann
stattfinden solle (am Beispiel: Nachweis für Schulbesuch?). Frau Heigl führt weiter aus, dass
bei einer solchen weitreichenden Auslegung theoretisch auch Touristen abstimmen dürften.
Eine Kontrolle der Teilnehmenden wäre dann nicht mehr möglich. Das Projektteam spricht
sich gegen die Ausweitung der Teilnahmeberechtigung im Rahmen der Abstimmungen aus.
Es sollen weiterhin nur Potsdamerinnen und Potsdamer an der Votierung teilnehmen
dürfen.
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Im Weiteren wird die Frage der Gleichbehandlung der kleineren Ortsteile im Rahmen der
Punktverteilung diskutiert. Frau Strotzer erläutert, dass diese kaum die Möglichkeit hätten,
eigene Ideen unter die 20 wichtigsten Bürgervorschläge zu bringen, da dort einfach zu wenig
Menschen leben. Herr Domnick schlägt eine Gewichtung der Punkte nach Einwohnerschlüs­
sel vor. Frau Woiwode unterbreitet die Idee, eine weitere Votierungskategorie ("Ortsteile")
einzufügen und dort entsprechende Ideen zuzuordnen. Nach längerer Diskussion wird fest­
gestellt, dass in allen Stadt- und Ortsteilen ausreichend Interessierte mobilisiert werden
könnten. Es wird empfohlen, in den kleinen Ortsteilen eine stärkere Öffentlichkeitsarbeit
anzubieten. Daneben wären dezentrale Bürgerversammlungen auch in kleineren Orts­
teilen ein wichtiger erster Schritt zur Motivation, sich zu beteiligen.

Nach Auskunft von Herrn Daenzer erhielt die Projektleitung im Vergleich mit den Vorjahren
vermehrt telefonische Rückfragen zu den postalischen Aufforderungen der Teilnahme an der
Votierung. Die Fragen richteten sich darauf, dass zwei Abstimmungsbögen (1x als A4-Blatt
und 1x als ausschneidbarer Bogen in der Broschüre) beilagen. Hier sollten zukünftig die An­
schreiben verbessert und darin verdeutlicht werden, dass pro Person nur ein Fragebogen
verwendet, jedoch die restlichen Teilnahmematerialien auch an Bekannte oder Familienmit­
glieder weitergegeben werden können.

Entscheidung der Politik und Rechenschaft
Herr Daenzer führt mit Bezug auf die vorher diskutierte Bürgernachfrage zur Aussortierung
von bereits umgesetzten Vorschlägen aus, dass hierzu auch die Frage diskutiert werden
sollte, wie mit Vorschlägen, die in den letzten Jahren bereits Teil der TOP 20 - Liste waren,
umzugehen sei. Zu solchen Vorschlägen sei bereits ein politischer Beschluss vorhanden und
trotzdem stünden diese erneut zur Votierung. Frau Heigl führt beispielhaft anhand der Vor­
jahresvorschläge zu Sportplätzen wie in Babelsberg oder Potsdam West aus, dass eine Um­
setzung hier noch nicht erfolgt sei, auch wenn es bereits Vorplanungen gebe. Wenn die Vor­
schläge erneut eingebracht würden zeige dies vielmehr, dass das Feedback zu ggf. bereits
vorgesehenen Umsetzungen zu selten bei den Bürgern ankomme. Wichtig sei es, regelmä­
ßig zu informieren. So solle die Bürgerschaft und auch die Politik häufiger von der Ver­
waltung über den Stand der Vorschlagsumsetzung informiert werden. In der weiteren
Diskussion wird daneben benannt, dass bei mehrmaliger Platzierung unter den wichtigsten
Bürgerideen die Wichtigkeit des Anliegens aus Sicht der Bürgerschaft unterstrichen würde.
Dies sei auch positiv zu bewerten.

Herr Daenzer führt weiterhin aus, dass durch Vertreter des Hauptausschusses die Anregung
geäußert wurde, im Rechenschaftsbericht zu Vorjahresbürgerhaushalten neben der Aus­
kunft zu finanziellen Ergebnissen stets auch einen Ausblick auf zukünftige Planungen
gegeben werden solle. Dies betrifft hauptsächlich die Kurzfassung des Berichts. Diese Emp­
fehlung wird von den Teilnehmenden befürwortet.

Verabschiedung
Herr Preißler dankt den Anwesenden für die interessante Diskussion, ihr Engagement und
die regelmäßige Bereitschaft der Teilnahme. Er weist darauf hin, dass als nächster Termin
zum Bürgerhaushalt die Lenkungsgruppe ansteht, die voraussichtlich in der zweiten Januar­
hälfte 2013 tagen wird. Der nächste Bürgerhaushalt wird nicht wie gewohnt im April starten,
sondern aufgrund der Einführung des Doppelhaushalts erst später im Jahresverlauf begin­
nen.

~~
Uwe Preißler
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